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Vergaberecht bei Zuwendungen 

- Anwendung: wie erlangt das Vergaberecht 
Eingang in das Zuwendungsrecht? 

- Maßstab und Reichweite vergaberechtlicher 
Auflagen (Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
der Mittelverwendung) 

- Vergaberechtliche Reformen und deren 
Bedeutung für die Fördermittelverwaltung 



Vergaberecht bei Zuwendungen 

- Geltung des Vergaberechts, § 99 GWB = 
öffentliche Auftraggeber

- Zuwendungsempfänger, der kein öffentlicher 
Auftraggeber ist?

- ThVgG (+), gem. Bescheid
- Keine „Flucht ins Privatrecht“
- § 43 Abs. 1, 2 GmbHG



Vergaberecht bei Zuwendungen

Verpflichtung zur Beachtung vergaberechtlicher 
Vorschriften beim Erhalt von Zuwendungen

– Zuwendungsbescheid oder 
Zuwendungsvertrag

– Nebenbestimmungen (AN Best-GK/AN Best-P)
– Haushaltsrecht



Vergaberecht bei Zuwendungen

Die  ANBest-Gk /ANBest-P enthalten

– Nebenbestimmungen § 36 VwVfG sowie  
– notwendige  Erläuterungen

Die  Nebenbestimmungen  sind  Bestandteil  
des  Zuwendungsbescheides,  soweit  dort  
nicht ausdrücklich  etwas anderes bestimmt ist. 



Vergaberecht bei Zuwendungen

ANBest-Gk:

3. Vergabe von Aufträgen

Bei  der  Vergabe  von  Aufträgen  zur  Erfüllung  
des  Zuwendungszwecks  ist das  Vergaberecht 
zu beachten.



Vergaberecht bei Zuwendungen
ANBest-P:
3. Vergabe von Aufträgen 
3.1  Wenn  die  Zuwendung  oder  bei  Finanzierung  
durch mehrere  Stellen  der  Gesamtbetrag  der 
Zuwendung mehr als 100.000 EUR beträgt, sind 
anzuwenden: 
– bei Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen der 

Abschnitt I der Vergabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistung Teil A (VOB/A), 

– bei  der  Vergabe  von  Aufträgen  von  Lieferungen  
und  Dienstleistungen  der  Abschnitt  I  der Vergabe-
und Vertragsordnung für Leistungen Teil A (VOL/A). 



Vergaberecht bei Zuwendungen
ANBest-P:

3. Vergabe von Aufträgen 

3.2  Verpflichtungen  des  Zuwendungsempfängers  auf  
Grund  des  1.  Abschnitts  des  4.  Teils  des Gesetzes  
gegen  Wettbewerbsbeschränkungen  (GWB)  und der  
Vergabeverordnung  (VgV)  oder  des Thüringer  
Vergabegesetzes  (ThürVgG)  die  VOB,  VOL,  VOF  
oder  andere  Vergabebestimmungen einzuhalten, 
bleiben unberührt. 



Vergaberecht bei Zuwendungen

„welches“ Vergaberecht gilt im konkreten 
Zuwendungsverhältnis?

Es gilt dasjenige, was der Bescheid vorgibt!

Es gelten also ggf. Regelwerke, die mangels nicht 
mehr vorhandener gesetzlicher Umsetzung schon 

gar keine Gültigkeit mehr haben (z.B. VOL/A,VOF)! 



Vergaberecht bei Zuwendungen

„welches“ Vergaberecht gilt im konkreten 
Zuwendungsverhältnis?

Es gilt dasjenige, was der Bescheid vorgibt!

Bescheid ordnet „nicht mehr gültiges“ 
Vergaberecht an?

Widerspruch 



Vergaberecht bei Zuwendungen

Wie wirken Gesetzesänderungen?

Welcher Stichtag ist ggf. maßgeblich?

Wann „beginnt“ ein Vergabeverfahren?

Besonderheit des Fördermittelrechts: dasjenige 
Vergaberecht ist anzuwenden, welches der 
Fördermittelempfänger im Zeitpunkt der 
Zuwendung zu beachten hatte!



Vergaberecht bei Zuwendungen

3.2 Verpflichtungen des Zuwendungsempfängers 
auf Grund des Teil 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), der 
entsprechenden Rechtsverordnungen und des 
Thüringer Vergabegesetzes (ThürVgG) zur 
Einhaltung von Vergabebestimmungen bleiben 
unberührt.

Verpflichtung zur Anwendung oder nicht?



OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 25.09.2012 - 6 A 10478/1

1. Instanz (VG):

Die Klägerin habe mit  der Auftragsvergabe im 
Nichtoffenen Verfahren bzw. nach Beschränkter  
Ausschreibung mit Öffentlichem Teilnahmewettbewerb 
gegen Vorschriften der  VOB/A bzw. VOL/A verstoßen, zu 
deren Einhaltung sie aufgrund der als  Auflagen in die 
Bewilligungsbescheide einbezogenen Nrn. 3.1 und 3.2 
der  Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung -  ANBest-P - verpflichtet gewesen 
sei. 



OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 25.09.2012 - 6 A 10478/1

2. Instanz (OVG):

Eine Auflage im Sinne von §   Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 VwGO 
stellt unzweifelhaft Nr. 3.1 der Allgemeinen  
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung - ANBest-P -  (Stand April 2006, Anl. 2 
der VV zu § 44 der Bundeshaushaltsordnung -  BHO -) 
dar, die in die Bewilligungsbescheide einbezogen worden 
war.



OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 25.09.2012 - 6 A 10478/1

Der Wortlaut von Nr. 3.2 ANBest-P - "bleiben unberührt" - 
spricht eher  für die Auffassung, diese Vorschrift beinhalte 
keine Auflage, sondern  lediglich einen Hinweis darauf, 
dass die allgemeinen vergaberechtlichen  Vorschriften 
durch Nr. 3.1 ANBest-P nicht eingeschränkt werden (so 
z.B.  Burgi, Behörden Spiegel Februar 2005, S. 19; 
ähnlich Dreher, NZBau 2008,  93 ff., 154 ff. [156]). Zudem 
weist der Einleitung der ANBest-P  ausdrücklich darauf 
hin, dass diese nicht nur Nebenbestimmungen, sondern  
auch "notwendige Erläuterungen" enthalten.



Vergaberecht bei Zuwendungen

Nach der Rechtsprechung stellt Nr. 3.2 ANBest einen 
bloßen Hinweis dar!

Nr. 3.1 hingegen stellt eine Auflage dar, die zu 
beachten ist!

Wollte man Nr. 3.2 ANBest als Auflage werden, wäre 
diese zu unbestimmt (§ 37 Abs. 1 VwVfG).

Da die Frage in der Rechtsprechung umstritten ist, 
muss der Zuwendungsempfänger „nicht klüger sein“ als 
ein Oberverwaltungsgericht. 



Vorzeitiger Maßnahmenbeginn
OVG NRW, 12.06.2007, Az.: 15 A 1243/05:

Eine Zuwendung kann grundsätzlich nur gewährt 
werden, wenn und soweit die zu fördernde Maßnahme 
noch nicht ausgeführt ist (z.B. Nr. 1.3 VV zu § 44 BHO)

Allerdings kann durch gesonderten Verwaltungsakt vor 
Bewilligung der Zuwendung ein vorzeitiger 
Maßnahmenbeginn zugelassen und damit die 
Gewährung einer Zuwendung auch nach 
Maßnahmenbeginn ermöglicht werden.



Vorzeitiger Maßnahmenbeginn
OVG NRW, 12.06.2007, Az.: 15 A 1243/05:

Enthält der Verwaltungsakt, welcher den 
vorzeitigen Maßnahmenbeginn zulässt, noch keine 
entsprechende Auflage, so entfalten die 
Nebenbestimmungen des Zuwendungsbescheides 
ihre Wirksamkeit erst mit dessen Bekanntgabe. Ein 
Vergaberechtsverstoß vor Erlass des 
Zuwendungsbescheides samt 
Nebenbestimmungen kann somit keinen Verstoß 
gegen die erst später erlassene Auflage darstellen.



Vergaberecht bei Zuwendungen

Formell:

- Der Bescheid/Vertrag begründet und 
begrenzt das anzuwendende Vergaberecht

- Die konkrete Vorgabe muss dem 
Bestimmtheitsgrundsatz genügen



Vergaberecht bei Zuwendungen

Materiell:

Wirtschaftliche und sparsame 
Mittelverwendung

Nach überwiegender Auffassung dient die 
Verpflichtung zur Anwendung des 
Vergaberechts allein einer wirtschaftlichen 
und sparsamen Mittelverwendung



Vergaberecht bei Zuwendungen

Wirtschaftliche und sparsame 
Mittelverwendung:

- Bedeutsam für die Rechtmäßigkeit der 
Ermessensausübung:

- Auswirkung auf die Wirtschaftlichkeit der 
Auftragsvergabe?

- Grds. nur bei „schwerem“ 
Vergaberechtsverstoß



Vergaberecht bei Zuwendungen

„Schwerer“ Vergaberechtsverstoß: 
indiziert Auswirkung auf die 

Wirtschaftlichkeit der Beschaffung !

Nur durch ein ordnungsgemäßes 
Vergabeverfahren unter Ausnutzung des 

Leistungswettbewerbs und aller Chancen am 
Markt das günstigste Angebot erzielen lässt.



Vergaberecht bei Zuwendungen

Kann sich der Zuwendungsempfänger damit 
entlasten, dass er durch z. B. ein unzulässiges 
Verhandlungsverfahren (= schwerer 
Vergaberechtsverstoß) das wirtschaftlich 
günstigste Angebot beauftragt hat?



Vergaberecht bei Zuwendungen

unzulässiges Verhandlungsverfahren 

wirtschaftlich günstigstes Angebot?

Besonderheit des Verhandlungsverfahrens:

Wettbewerbsgrundsatz durch Verhandlungen;
Es wird nur mit best. Bietern verhandelt



OVG Münster, 20.04. 2012 – 4 RA 1055/09:

„Der Einwand der Klägerin, das Gebot der wirtschaftlichen 

und sparsamen Verwendung der Zuwendungen sei 

ungeachtet des Vergabeverstoßes eingehalten worden, 

führt zu keinem anderen Ergebnis. ... Mangels einer 

öffentlichen Ausschreibung kann gerade nicht festgestellt 

werden, ob bei ihrer Durchführung ein günstigeres 

Angebot abgegeben worden wäre.“



Vermeidung „schwerer“ Verstöße

- Unzulässige Vergabeart
- Nicht vollständige bzw. nicht eindeutige 

Leistungsbeschreibung
- Bevorzugung eines ortsansässigen Bieters
- Unzulässige freihändige Vergabe bzw. 

Verhandlungsvergabe
- Vergabe an einen Generalübernehmer oder 

Generalunternehmer, wenn die Wirtschaftlichkeit nicht 
nachweisbar ist

- Vorsätzliche Verstöße gegen zentrale 
Vergabegrundsätze



Vermeidung „schwerer“ Verstöße
Vergabe an einen Generalübernehmer oder 
Generalunternehmer?

- Verstoß gegen das Gebot der Losvergabe
- häufig in der Praxis, zivilrechtlich „geheilt“ durch 

Zuschlag
- unwirtschaftlich? 
- Mehraufwand liegt in der Natur der Sache, vom 

Gesetzgeber bewusst zugemutet
- Leistungsbestimmungsrecht auch im Hinblick auf 

Losaufteilung?



Vermeidung „schwerer“ Verstöße

Das OLG Celle hat in einer Entscheidung vom 26.04.2010 
insoweit festgestellt: 

„Unabhängig von dem in § 97 Abs. 3 Satz 2 GWB 
vorgesehenen Grundsatz der steht es im Ausgangspunkt (...) 
jeder Vergabestelle frei, die auszuschreibende Leistung nach 
ihren individuellen Vorstellungen zu bestimmen und nur in 
dieser - den autonom bestimmten Zwecken entsprechenden -
Gestalt den Wettbewerb zu eröffnen (...). Daran hat auch die 
Novellierung des § 97 Abs. 3 GWB nichts geändert (...).“



Vermeidung „schwerer“ Verstöße

durch Einhaltung der vergaberechtlichen Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit, Transparenz, Gleichbehandlung, 
Losvergabe (§ 97 GWB), insbesondere bei:

- Bekanntmachung,
- Losbildung, 
- Vergabearten, insbes. Verhandlungsvergabe,
- Leistungsbeschreibung,
- Wertung und Zuschlag.



Beispiel: Unzulässige Vergabeart

Zum Zeitpunkt der Geltung des Vorrangs der 
Öffentlichen Ausschreibung führte der AG eine 
vergaberechtlich nicht zulässige Beschränkte 
Ausschreibung durch. 

Am Teilnahmewettbewerb beteiligten sich nur 5 
Bewerber, die alle zur Angebotsabgabe aufgefordert 
wurden, d.h. eine – für diese Verfahrensart typische –
Reduktion der Bieter fand nicht statt. 



Beispiel: Unzulässige Vergabeart

– schwerer Vergaberechtsverstoß indiziert einen
Verstoß gegen das Gebot der Wirtschaftlichkeit 

– Rückforderung eines Teils der Fördermittel 
ermessensfehlerfrei?

Keine Einengung des Wettbewerbs im konkreten Fall?
Keine Auswirkung auf die Wirtschaftlichkeit der 
Vergabe?



Beispiel: Leistungsbeschreibung

- eindeutige Beschreibung der Leistung
- vollständige Beschreibung der Leistung
- Preise müssen anhand der Leistungsbeschreibung  

sicher und ohne umfangreiche Vorarbeiten berechnet 
werden können

- Vergabeunterlagen müssen alle die Preisermittlung 
beeinflussenden Umstände enthalten

- Im Baubereich müssen alle wesentlichen 
Verhältnisse der Baustelle beschrieben werden



Beispiel: Leistungsbeschreibung
Unzulässig sind unklare Leistungsbeschreibungen, wobei 
die Leistung funktional, aber nicht im Detail beschrieben 
wird, z.B.

- Bewehrung nach statischen und konstruktiven  
Erfordernissen,

- Wasserhaltung nach Wahl des Auftragnehmers,
- Bodenverbesserung nach hydrologisch-geologischen 

Verhältnissen,
- der anstehende Boden ist den BK 2-7 zuzuordnen,
- Übernahme auszuhebender Boden in Eigentum des 

Auftragnehmers, einer geeigneten Verwendung 
zuzuführen,

- Abbruch Bestandsgebäude als fix und fertige Leistung



Beispiel: Nachverhandlungsverbot
Ein Bieter benennt – wie gefordert – 3 Referenzobjekte 
zum Nachweis seiner Eignung im Offenen Verfahren. 

Die Vergabestelle stellt im Rahmen der Wertung der 
Angebote fest, dass die Referenzen ungeeignet, weil 
nicht vergleichbar mit der ausgeschriebenen Leistung 
sind. 

Die Vergabestelle forderte den Bieter gemäß § 16a 
VOB/A zur Nachreichung auf. 

Der Bieter reicht daraufhin neue geeignete Referenzen 
nach und erhält den Zuschlag.



Beispiel: Nachverhandlungsverbot

Während des Laufes der Zuschlagsfrist darf der 
öffentliche Auftraggeber von einem Bieter nur 
Informationen verlangen, um sich über dessen 
Eignung, insbesondere dessen technischer und 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, das Angebot 
selbst, etwaige Änderungsvorschläge und 
Nebenangebote zu unterrichten. 

Sinn und Zweck dieses Nachverhandlungsverbotes 
ist die Sicherstellung eines ordnungsgemäßen 
Wettbewerbes. 



Beispiel: Nachverhandlungsverbot
§ 16 a Abs. 1 VOB/A 2019, 
§ 56 Abs. 2 VgV, § 41 Abs. 2 UVgO:

„… korrigieren, …“ (?)

EuGH, 07.04.2016 – C-324/14: 
Möglich sind: „bloße Klarstellungen“ oder das 
„Beheben offensichtlich sachlicher Fehler“
nicht dagegen: Vorlage eines „neuen, d.h. inhaltlich 
veränderten Angebots“
=> enge Auslegung des Begriffs „korrigieren“!



Beispiel: Nachverhandlungsverbot
Rückforderung von Fördermitteln?

Ja, weil (nur) dem erfolgreichen Bieter unter Missachtung 
des Anwendungsbereichs des § 16a VOB/A und unter 
Verstoß gegen § 15 Abs. 3 VOB/A nach Ablauf der 
Angebotsfrist die Möglichkeit zur Nachbesserung i.S. 
einer nachträglichen Veränderung seines Angebots 
eröffnet und dieses damit nachträglich zuschlagsfähig 
gemacht wurde, wodurch die grundlegenden 
Vergabeprinzipien der Gleichbehandlung und des 
Wettbewerbs- und Transparenzgebots missachtet wurden 



Beispiel: Nachverhandlungsverbot
- Warum?
- Weil die Bieter bei der Auftragskalkulation ihre Grenzen 

ausreizen und sich gerade keinen 
„Verhandlungsspielraum“ offenhalten

- Aber: bei der Möglichkeit der Angebotsoptimierung 
kann weiterer Druck auf die Bieter zur Verbesserung 
des Angebots ausgeübt werden

- Konsequenz: kein Verstoß gegen den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit trotz schwerem 
Vergaberechtsverstoß?

- H.M.: nur ein ordnungsgemäßer unverfälscher 
Wettbewerb kann eine wirtschaftliche Vergabe 
ermöglichen



Zusammenfassung:

Vermeidung schwerer Vergaberechtsverstöße durch 
Beachtung der grundlegenden Vergabeprinzipien

Vermeidung von Verstößen gegen den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der 

Mittelverwendung

Vergaberecht als „öffentlich-rechtlicher Teil“ des 
Wettbewerbsrechts



Zusammenfassung:
Schlüssel zum Verständnis des Vergaberechts?
Kenntnis von Gesetzen, Regelwerken und 
Rechtsprechung?

Problem: 

Ø Rasante Entwicklung der Gesetzgebung
Ø Rechtsprechung „hinkt“ oft hinterher
Ø Rechtsprechung erscheint oft uneinheitlich 



Zusammenfassung:
Ø Kenntnis der gesetzgeberischen Intentionen
Ø D.h. der Regelungszwecke der Vorschriften
Ø Kenntnis der daraus abgeleiteten Grundprinzipien

- Regelwerke sind von den Prinzipien und Zwecken 
„durchdrungen“

- Beurteilen unbekannter Sachverhalte bzw. Anwendung neuer 
Rechtsprechung

Fördermittelrechtliche Intention: nur solche Verstöße gegen 
vergaberechtliche Bestimmungen, die grundlegenden 

Vergabeprinzipien widersprechen, rechtfertigen letztlich 
Rückforderungen in nennenswertem Umfang



Regelungszwecke des Vergaberechts

- Einkauf/Warenbeschaffung nach dem Prinzip der 
Wirtschaftlichkeit

- Beschränkung der Marktmacht der öffentlichen 
Hand/Vermeidung erheblicher Störungen der 
Märkte, die bei ungeregeltem Auftreten zu 
befürchten wären

- Erhaltung eines funktionierenden Wettbewerbes 
als Institution innerhalb der freien Marktwirtschaft



Prinzipien des Vergaberechts
– Wettbewerbsgrundsatz: dieser gebietet es, in einem 

formalisierten Verfahren möglichst vielen Bietern die 
Gelegenheit zu eröffnen, ihre Leistung anzubieten

– Gleichbehandlungsgebot: dieses verbietet eine 
Anwendung vergabefremder Kriterien auf einzelne 
Bieter; es dürfen bei der Auswahl des 
Auftragnehmers grundsätzlich keine anderen 
Kriterien als dessen Fachkunde, Leistungsfähigkeit 
und Zuverlässigkeit gelten 



Prinzipien des Vergaberechts
- Gebot der Losvergabe:

Bauleistungen und sonstige Lieferungen und 
Leistungen sind in Teillose und Fachlose aufzuteilen; 
hierdurch sollen kleinere und mittlere Unternehmen mit 
regionalem Bezug die Möglichkeit erhalten, im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten am Projekt teilzunehmen

- Gebot der Wirtschaftlichkeit:
Die Zuschlagserteilung soll grundsätzlich auf das 
wirtschaftlichste Angebot erfolgen; der niedrigste 
Angebotspreis ist hierbei nicht allein ausschlaggebend; 
je nach Leistungsbeschreibung kommen als 
Zuschlagskriterien Qualität, technischer Wert, Ästhetik, 
Zweckmäßigkeit, Betriebskosten, Rentabilität, 
Kundendienst in Betracht



„Strategien“ (Vermeidung von Risiken):

- Vermeidung „schwerer“ Vergaberechtsverstöße
- Durch Beachtung der grundlegenden 

Vergabeprinzipien
- D.h. keine Verstöße gegen Transpararenz-, 

Wettbewerbs-, Gleichbehandlungs-, 
Wirtschaftlichkeitsprinzip bzw. Gebot der 
Losvergabe



„Strategien“ (Vermeidung von Risiken):

- Spielräume nutzen, Bsp.: 
Leistungsbestimmungsrecht

- der eigentlichen Vergabeentscheidung vorgelagert
- Maßstab für die Rechtmäßigkeit: sach- und 

auftragsbezogene Gründe



„Strategien“ (Vermeidung von Risiken):

- § 37 VwVfG: Bestimmtheitsgrundsatz (z.B.: Nr. 3.2 
ANBest-P, „Doppelverweisungen“)

- § 25 VwVfG: Beratung, Auskunft
- Grundsatz: Verweis auf Regelwerke, z. B. UVgO

- § 242 BGB: Der Schuldner ist verpflichtet, die 
Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit 
Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern

- unmittelbare Anwendung im Verwaltungsverfahren!
- Bedeutung: Verbot rechtsmissbräuchlichen und 

widersprüchlichen Verhaltens, Verwirkungseinwand!



Beispiel: Treuwidrigkeit der Rückforderung?

VG Düsseldorf, 04.09.2013, Az.: 10 K 5144/12: 

Eine Rückforderung kann „treuwidrig“ sein, wenn sich die 
Behörde in Widerspruch zu ihrem eigenen Verhalten setzt. 
Wenn die Behörde „signalisiert“, dass sie „mit der 
Möglichkeit rechnet“, der Zuwendungsempfänger könne die 
Auflage zur Beachtung der VOB/A nicht erfüllen, ist ihr die 
Rückforderung verwehrt. 



VG Düsseldorf, 04.09.2013, Az.: 10 K 5144/12: 
Im konkreten Fall wurden die Fördermittel kurz vor Jahresende 
ausgereicht, also zu einem Zeitpunkt, als ein zeitintensives 
Vergabeverfahren dazu geführt hätte, dass die Maßnahme nicht vor 
dem Jahreswechsel hätte begonnen werden können. Um der 
Fördergelder nicht verlustig zu gehen, musste jedoch vor 
Jahreswechsel mit der Maßnahme begonnen werden. Gleichwohl 
hatte die Behörde die Fördermittel unter Bezugnahme auf den 
Inhalt des Fördermittelbescheids und der Förderrichtlinien mittels 
eines Rückforderungsbescheids zurückgefordert. Hiermit hat sie 
sich – so das VG Düsseldorf – in Widerspruch zu ihrer eigenen 
Verwaltungspraxis gesetzt und somit gegen den Rechtsgrundsatz 
von „Treu und Glauben“ aus § 242 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(BGB) verstoßen, der auch im Verwaltungsverfahren zu beachten 
ist.



Rückfrage bei der Fördermittelbehörde: 

• Mitverantwortung der Bewilligungsbehörde kann für die 
Ermessensentscheidung hinsichtlich der Rückforderung 
Bedeutung haben

• Bei Rechtsunsicherheit über die Anwendung des 
Vergaberechts kann der Zuwendungsgeber unter Hinweis 
auf § 25 VwVfG zur Aufklärung aufgefordert werden 
(Mitverantwortung über § 254 BGB)!

• Problem: Zusicherung im Sinne von § 38 VwVfG?



VGH Baden-Württemberg, 17.10.2013 – 9 S 123/12):
• Mitverantwortung der Bewilligungsbehörde kann für die 

Ermessensentscheidung hinsichtlich der Rückforderung 
Bedeutung haben

• Hat die Bewilligungsbehörde Kenntnis von einer laufenden 
vergaberechtswidrigen Handhabung und dringt sie 
gleichwohl nicht auf die Einhaltung der 
Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid, so stellt 
dies bereits ein beachtliches Mitverschulden dar.

• Erst recht muss dies gelten, wenn der 
Zuwendungsempfänger die Bewilligungsbehörde von einer 
beabsichtigten (vergaberechtswidrigen) Vorgehensweise 
informiert und diese nicht interveniert.



Zusammenfassung:

- Die Auflage zur Beachtung des Vergaberechts dient 
der Sicherstellung des Grundsatzes der 
Wirtschaftlichkeit

- Jeglicher Verstoß gegen das Vergaberecht eröffnet 
grundsätzlich die Möglichkeit einer Rückforderung

- Bei „schweren“ Vergaberechtsverstößen ist 
regelmäßig ein Verstoß gegen den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der 
Mittelverwendung indiziert



Zusammenfassung:

- Verstoß gegen Grundprinzipien des Vergaberechts (§
97 GWB) ist regelmäßig als schwerer 
Vergaberechtsverstoß zu werten

- Daher erfolgt die Ermessensausübung dahingehend, 
dass bei schweren Vergaberechtsverstößen 
regelmäßig ein Widerruf der Zuwendung erfolgt

- Nur in Ausnahmefällen kann von dem Widerruf 
abgesehen werden (§ 114 S. 2 VwGO beachten)



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

BÖHM MATHES VENT FISCHER
Rechtsanwälte Partnerschaft mbB

Peterstraße 3
99084 Erfurt

Telefon: +49 361 213011-0
office@bmv-rechtsanwaelte.de
www.bmv-rechtsanwaelte.de


